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Unser Sonderheft zu 
den großen Einkom-
mensrunden ist mitt-
lerweile eine feste in-
formatorische Größe 
in der Vorbereitung 
auf die Verhand-
lungen und Aktio-
nen. Auch in diesem 
Jahr bieten wir reich-
lich Sachinformation, 
aber natürlich auch 

politische Positionen. Sachlich reicht das Themenspektrum von A wie „Azubi“ bis W 
wie „Wirtschaftliche Rahmendaten“. Wer mehr über unsere Positionen lesen will, fin-
det diese natürlich zunächst auf der nächsten Seite, wo wir unsere Forderungen abge-
druckt haben. Neben der Forderung nach 6 Prozent mehr Einkommen haben wir in un-
seren Gremien noch einige weitere wichtige Forderungen aufgestellt. dbb-Positionen 
und dbb-Ziele finden sich auch in unserem Interview. Anders als bisher haben wir die-
ses Gespräch in diesem Jahr zwischen unserem Bundesvorsitzenden, unserem Fach-
vorstand Tarifpolitik und – erstmals – unserem Fachvorstand Beamtenpolitik geführt. 
Denn unsere Position, dass die lineare Einkommenserhöhung, die wir in Potsdam aus-
verhandeln, unbedingt zeit- und wirkungsgleich auf die Bundesbeamten übertragen 
werden muss, wollen und werden wir mit noch mehr Nachdruck als bisher vertreten. 
„Nachdruck“ – das ist natürlich nicht allein eine Sache des gesprochenen Wortes, son-
dern auch der realen Verhandlungsstärke. Die hängt von uns allen ab. Ohne die ent-
sprechende Aktions- und gegebenenfalls auch Streikfähigkeit können wir noch so gut 
informieren und noch so gut in Potsdam argumentieren, dann wird der Kompromiss 
gleichwohl mager ausfallen.
Wann und wie es der Verhandlungsverlauf nötig werden lässt, Druck auf die Arbeit-
geber auszuüben, steht heute natürlich noch nicht fest. Allerdings informieren wir 
über mögliche Aktionen und alle anderen Aspekte der Einkommensrunde schnell 
und umfassend auf unseren Sonderseiten im Internet auf www.dbb.de/einkommens-
runde2018.

Mit freundlichen Grüßen

Volker Geyer
Fachvorstand Tarifpolitik
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„Unser Land befindet sich in einem wirt-
schaftlichen Dauerhoch und die öffentli-
che Hand erzielt die größten Überschüsse 
seit Jahrzehnten. Und jeder sieht, dass die 
Bewältigung der gesellschaftlichen He-
rausforderungen der letzten Jahre, die 
Stabilität und das Wachstum in unserem 
Land mit dem öffentlichen Dienst, mit der 
Leistung und dem Fleiß seiner Beschäf-
tigten zu tun haben. Von daher ist unsere 
Sechs-Prozent-Forderung die Forderung 
nach einer Leistungsdividende“, fasst 
dbb-Tarifchef Volker Geyer Forderungs-
diskussion und Forderungsbeschluss des 
dbb zusammen. In gemeinsamer Sitzung 
der zuständigen Gremien hat der dbb am  
8. Februar 2018 seine Forderungen zur 
Einkommensrunde 2018 mit Bund und 
Kommunen beschlossen.

Die Forderungen im Detail

- Lineare Entgelterhöhung von 6 %, min-
destens jedoch 200 Euro 

- Laufzeit: 12 Monate
- Azubis: 

- 100 Euro Entgelterhöhung
- Verbindliche Zusagen zur Über-

nahme
- Tarifierung einer Ausbildungsvergü-

tung für betrieblich-schulische Aus-
bildungsgänge

- 20 % Nachtarbeitszuschlag auch im Be-
sonderen Teil Krankenhäuser

Weiterhin wollen wir
- Zeit- und wirkungsgleiche Übertragung 

des linearen Abschlusses auf die Bun-
desbeamten

- Angleichung der Jahressonderzahlung 
im Tarifgebiet Ost an das Tarifgebiet 
West der VKA

- Erhöhung des Wechselschicht- und 
Schichturlaubs 

dbb fordert linear 6 % mehr

- 20 % Zuschlag für Samstagsarbeit auch 
im Besonderen Teil Krankenhäuser 

- Einrechnung der Pausen in die Arbeits-
zeit bei Wechselschichtarbeit auch in 
den Besonderen Teilen Krankenhäuser 
und Pflege- und Betreuungseinrichtun-
gen 

- Zusage, auf regionaler Ebene über ein 
kostenloses landesweites Nahverkehrs-
ticket zu verhandeln

- Erhöhung des Urlaubs für Auszubil-
dende um einen Tag

- Verbesserung der Regelungen zur Kos-
tenübernahme des Ausbildenden beim 
Besuch auswärtiger Berufsschulen

- Verhandlungszusage über Erweiterun-
gen der Regelungen für leistungsge-
minderte Beschäftigte

- Fortschreibung der Regelungen zur Al-
tersteilzeit

Forderung auch für Bundesbeamte – 
ohne Wenn und Aber

Friedhelm Schäfer, Fachvorstand Beam-
tenpolitik im dbb, machte deutlich, dass 
die Sechs-Prozent-Forderung ohne Wenn 
und Aber auch für die Bundesbeamten 
gilt. „Wir erwarten die zeit- und wirkungs-
gleiche Übertragung auf den Beamten-
bereich, weil die Bundesbeamten jeden 

Cent der geforderten Erhöhung wert sind. 
Und wir erwarten, dass der Bund sich früh 
und eindeutig positioniert.“

Auch die Arbeitgeber brauchen einen 
Abschluss mit Perspektive

Gegenüber der Presse stellte dbb-Chef 
und dbb-Verhandlungsführer Uli Silber-
bach klar, dass die Verhandlungen sicher-
lich kein Spaziergang werden und dass 
der dbb jederzeit kampagnenfähig ist. 
„Aber eigentlich müssten die Arbeitge-
ber von Bund und Kommunen verstan-
den haben, dass auch sie einen vorzeigba-
ren Abschluss brauchen, der Perspektiven 
bietet. Immer häufiger nämlich machen 
junge Menschen einen Bogen um den öf-
fentlichen Dienst, immer häufiger wech-
seln gut qualifizierte Fachkräfte vom öf-
fentlichen Dienst in die Privatwirtschaft 
und immer häufiger können Kranken-
häuser, Kitas oder Verwaltungen wegen 
Personalmangel die von der Politik ver-
sprochenen Leistungen nicht im ge-
wünschten Maße erbringen. In diesem 
Sinne sehen wir die Einkommensrunde 
2018 als Chance an, gemeinsam mit Bund 
und Kommunen Zukunftsinvestitionen zu 
tätigen. Personalinvestitionen sind hier-
bei die besten Investitionen.“
Gewerkschaften und Arbeitgeber haben 
drei Verhandlungsrunden vereinbart. Die 
erste Runde findet am 26. Februar 2018 in 
Potsdam statt. Unter www.dbb.de/ein-
kommensrunde2018 informieren wir zeit-
nah und umfassend. 

Leistungsdividende eingefordert!

Gemeinsame Pressekonferenz von dbb und ver.di

Friedhelm Schäfer, dbb Fachvorstand 
BeamtenpolitikForderungsabstimmung
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„Der Pessimist klagt über den Wind, der 
Optimist hofft, dass er dreht, der Realist 
richtet das Segel aus.“ (Sir William Ward 
(1837-1924), britischer Historiker)
Die deutsche Wirtschaft befindet sich 
weiterhin in einem kräftigen Aufwind. 
Das Statistische Bundesamt hat im Januar 
2018 mitgeteilt, dass das Bruttoinlands-
produkt (BIP) im Jahr 2017 um 2,2 Pro-
zent zugelegt hat. Das ist das stürmischste 
Wachstum seit sechs Jahren. Auch der 
staatliche Überschuss legte zu. Seit Jah-
ren befindet sich unsere Konjunktur auf 
der Luv-Seite (Anmerkung der Redaktion: 
die dem Wind zugewandte Seite). Hiervon 
profitiert – ebenso wie von den anhaltend 
niedrigen Zinsen – auch der Fiskus: Der 
deutsche Staat konnte nach vorläufigen 
Berechnungen zum vierten Mal in Folge 
mehr Geld einnehmen als ausgeben. Der 
Überschuss von Bund, Ländern, Gemein-
den und Sozialkassen machte unter dem 
Strich 1,2 Prozent des BIP aus, nach 0,8 
Prozent im Vorjahr. Ein geringes Defizit 
war zuletzt im Jahr 2013 angefallen.
Für 2018 rechnet die Bundesbank mit einer 
Zuwachsrate des BIP in Höhe von sogar 
2,5 Prozent. 

Arbeitsmarkt unter vollen Segeln

Auch der Arbeitsmarkt steht unter vol-
len Segeln. Lag die Arbeitslosenquote im 
Jahr 2015 in Deutschland noch bei 6,4 Pro-
zent, sank sie im Folgejahr auf 6,1 Prozent. 
Nach Angaben der Bundesagentur für Ar-

Die wirtschaftliche Lage stellt sich 
hervorragend dar

Wirtschaftliche Rahmendaten wie beschrieben, derzeit kein Gegenwind 
herrscht, dem es auszuweichen gilt, so 
sind die Argumente der Pessimisten nicht 
von der Hand zu weisen.
Die derzeitige, wirklich erfreuliche wirt-
schaftliche Lage Deutschlands darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass der Wind 
eines schönen Tages auch einmal drehen 
kann. Mit wirtschaftlichem Gegenwind 
könnten sich die Finanzpolster in den So-
zialsystemen schnell auflösen und den so-
zialen Frieden und die innere Stabilität 
unseres Landes zumindest ins Schwan-
ken bringen.
Unruhige Gewässer sind bereits am Ho-
rizont erkennbar: Fachkräftemangel, De-
mografischer Wandel, Zuwanderung, zu-
nehmende Verknappung bezahlbaren 
Wohnraums sowie außenpolitische Un-
wägbarkeiten sind erste Ausläufer eines 
mittelfristig heraufziehenden Unwetters, 
dem wir uns stellen müssen. 
Derzeit ist die See jedoch (noch) ruhig und 
wir sollten die Lage nutzen, um als Realis-
ten die Segel für eine nachhaltig positive 
Zukunft (neu) auszurichten. Unumstritten 
muss im Hinblick auf den immensen Per-
sonalabbau im öffentlichen Dienst um-
gesteuert werden. Der Stellenabbau hat 
dazu geführt, dass derzeit an allen Ecken 
und Enden Personal fehlt. Den Wettbe-
werb um qualifizierten Nachwuchs, kann 
der öffentliche Dienst gegenüber der Pri-
vatwirtschaft und dem Ausland nur ge-
winnen, wenn die Attraktivität der vielfäl-
tigen Berufsbilder gestärkt wird.

Segel neu ausrichten

An erster Stelle stehen hier die Vergü-
tungsstrukturen, denn auf den Lohnzet-
tel wird als erstes geschaut. Aber natürlich 
sind auch realistische Aufstiegschancen, 
ein familienfreundliches Umfeld sowie 

beit (BA) waren 2017 im Jahresschnitt 2,553 
Millionen Männer und Frauen ohne Arbeit, 
dies sind 158.000 weniger als im Jahr davor. 
Damit sank die durchschnittliche Jahresar-
beitslosigkeit im vergangenen Jahr auf den 
niedrigsten Wert seit der deutschen Wie-
dervereinigung: Die Arbeitslosenquote lag 
2017 bei 5,7 Prozent – und damit um 0,4 
Prozentpunkte niedriger als im Vorjahr. Im 
Jahr 2018 soll es einen weiteren Rückgang 
auf 2,473 Millionen geben. 
Die Schatzkammern füllen sich, denn die 
Steuereinnahmen (Bund, Länder, Gemein-
den, EU) steigen nach der jüngsten Steuer-
schätzung im Zeitraum von 2017 bis 2022 
von 734,5 auf 889,6 Milliarden Euro an. 
Für die Jahre 2018 bis 2021 wird das Steu-
eraufkommen über der Steuerschätzung 
von Mai 2017 liegen. Für den Bund er-
gibt sich aufgrund der Neuregelungen des 
Bund-Länder-Finanzausgleichs ein nahezu 
ausgeglichenes Ergebnis, die Länder erzie-
len 15,7 und die Gemeinden 12 Milliarden 
Euro mehr.
Am 12. Januar 2018 hat das Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF) einen vorläufi-
gen Abschluss des Bundeshaushalts 2017 
vorgelegt. Der Haushaltsausgleich wurde 
im vierten Jahr in Folge ohne Neuverschul-
dung erreicht, der Überschuss lag bei 5,3 
Milliarden Euro. 

Unruhige Gewässer bereits erkennbar

In dem eingangs genannten Zitat steckt 
viel Wahrheit. Auch wenn in Deutschland, 
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eine ausreichende Personalausstattung, 
die der Überlastung des Einzelnen vor-
beugt, von großer Bedeutung. Es gilt, 
nicht nur nachzubesetzen, sondern gezielt 
wieder Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst aufzubauen, denn beispielsweise 
öffentliche Sicherheit, Bildung, Finanzen, 
Infrastruktur und öffentliches Gesund-
heitswesen haben durch Demografie und 
Zuwanderung einen gestiegenen und wei-
ter steigenden Personalbedarf.
Der dbb will mit der anstehenden Ein-
kommensrunde dazu beitragen, die Segel 
mit Vernunft wirksam neu auszurichten, 
um den öffentlichen Dienst für die kom-
menden Herausforderungen „sturmfest“ 
zu machen.
Eine kleine Erhöhung des steuerlichen 
Grundfreibetrags um jährlich 180 Euro 
sowie die Senkung des durchschnittlichen 
Zusatzbeitrags in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung und die Beitragssatzsen-
kung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung um je 0,1 Prozentpunkte dürfen nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass nicht we-
nige durch die deutliche Anhebung der 
Beitragsbemessungsgrenzen höhere So-
zialabgaben zu tragen haben. 
Glücklich schätzen kann sich, wer selbst 
genutztes Wohneigentum sein Eigen nen-
nen kann und sich dafür nicht hoch ver-
schulden musste. Alle anderen sehen sich 
mit immer stärker steigenden Mieten 

konfrontiert. Die so genannte Mietpreis-
bremse ist, sollte sie überhaupt verfas-
sungskonform sein, in den meisten Fällen 
praktisch unwirksam.  
Darüber hinaus erschweren die weiterhin 
nicht existenten Zinsen am Kapitalmarkt 
die Altersvorsorge und führen in Ver-
bindung mit steigenden Inflationsraten 
weiterhin zu einer Enteignung der Spa-
rer. Auch Kapital bildende Versicherungen 
werfen weniger Rendite ab oder werden 
teurer. So ist die Inflationsrate in Deutsch-
land im Jahr 2017 auf den höchsten Stand 
seit fünf Jahren gestiegen. Das ergab eine 
erste Schätzung des Statistischen Bundes-
amts. Waren und Dienstleistungen kos-
ten demnach im Schnitt 1,8 Prozent mehr 
als im Vorjahr. 2016 betrug die Inflations-
rate noch 0,5 Prozent, im Jahr zuvor sogar 
nur 0,3 Prozent. Für 2018 erwartet man 
einen Anstieg in der gleichen Größenord-
nung wie 2017. Lange Zeit haben uns die 
Wirtschaftsforschungsinstitute und die 
Bundesregierung weismachen wollen, 
die Preise würden nur gefühlt stark stei-
gen. Jedoch beschleicht uns immer häufi-
ger das Gefühl, dass die Entgeltzuwächse 
nicht mehr ausreichen, alles noch bezah-
len zu können. Es ist nicht nur die Butter 
im Supermarkt, die uns verwundert die 
Augen reiben lässt.  Wann waren Sie das 
letzte Mal im Schwimmbad? Mittlerweile 
ein teures Vergnügen!

Nach Ansicht der Bundesregierung wird 
sich der Aufschwung in den kommenden 
Jahren fortsetzen. Die verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte werden 
nach Schätzungen der Bundesregierung 
in der Summe um 3,5 Prozent und in 2018 
um 3,1 Prozent zulegen. Dies muss natür-
lich auch die Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes umfassen. 

Leinen los!

Folglich heißt der Schlachtruf: Leinen los 
und alle Mann (und Frauen) an Deck! Ge-
meinsam stechen wir in See um unserer 
Forderung nach einer ordentlichen, wert-
schätzenden Erhöhung der Einkommen 
Nachdruck zu verleihen.
Eine hohe Forderung bei der Einkom-
mensrunde durchzusetzen, ist aber viel 
mehr als „mehr Geld in der Tasche“ für 
jeden Einzelnen: Es ist auch ein Zeichen 
der Anerkennung gegenüber jedem Be-
schäftigten. Häufig musste der öffentli-
che Dienst in den vergangenen Jahren als 
Buhmann herhalten, obwohl das Auftre-
ten von Problemen meist durch Politik-
versagen ausgelöst wurde. Insofern er-
warten wir von den Politikern ein Zeichen 
für die Zukunft:
„Seht, Leute! Der öffentliche Dienst ist 
uns etwas wert, denn wir wissen, ohne 
jeden Einzelnen von Euch geht es nicht.“ 

 1991 2016 Entwicklung

Bund 652.000 489.500 -162.500
Länder 2.572.000 2.364.100 -207.900

Kommunen 1.995.900 1.464.400 -531.500
Insgesamt 5.219.900 4.318.000 -901.900

Stellenabbau im öffentlichen Dienst bei Bund, Ländern, Kommunen* (1991 bis 2016)

Entwicklung des Mietpreisindex für Deutschland in den Jahren 2000 – 2018
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Mit der bevorstehenden Einkommens-
runde für die Tarifbeschäftigten des Bun-
des und der Kommunen startet die neu 
gewählte dbb Bundesjugendleitung in 
ihre erste Einkommensrunde, um die In-
teressen der Auszubildenden und Schü-
ler effektiv einzubringen. Seit 12. Mai 2017 
ist Karoline Herrmann von der komba ju-
gend die neue Vorsitzende der dbb jugend 
(Bund). Als Stellvertreter wählten die De-
legierten auf dem dbb Bundesjugendtag 
2017 Liv Grolik (Junge Polizei), Patrick Pilat 
(VDStra.-Jugend) und Christoph Strehle 
(DSTG-Jugend). 
Auch in dieser Tarifauseinandersetzung 
wird der Bereich Jugend und Ausbildung 
im öffentlichen Dienst eine wesentliche 
Rolle spielen. Der dbb beamtenbund und 
tarifunion hat sowohl bei der Forderungs-
findung, als auch bei der Vorbereitung von 
Aktionen wieder eng mit der dbb jugend 
(Bund) zusammengearbeitet. Wie in den 
vergangenen Jahren wird auch im Vorfeld 
der Einkommensrunde 2018 bei den Fach-
gewerkschaften und Landesbünden für 
eine möglichst breite Unterstützung der 
Jugend geworben. Es geht darum, bei der 
Durchführung der jeweiligen Aktionen auf 
besondere Probleme, aber auch auf Posi-
tionierungen im Bereich der Jugend hin-
zuweisen. 
Ein zentraler Aspekt ist hierbei eine nach-
haltige demografiefeste Personalpolitik, 
welche dem Berufsnachwuchs Sicherheit 
und Perspektiven statt Massenbefristung 
und Geringschätzung bietet. Denn der 
öffentliche Dienst Deutschlands ist auf 

Bedeutung der Einkommensrunde  
für die Jugend

Auszubildende und Schüler

guten Nachwuchs angewiesen. Gerade 
hier zeigen sich die Auswirkungen des de-
mografischen Wandels. 
Allein bei den Kommunen werden in den 
nächsten zehn Jahren über 400.000 Be-
schäftigte (circa 27,5 Prozent) aus Alters-
gründen ausscheiden. Beim Bund werden 
sogar über 30 Prozent der Beschäftigten 
in den nächsten zehn Jahren ausschei-
den. Aktuell sind zudem rund 75 Prozent 
aller Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
über 35 Jahre. Diese Überalterung wird 
sich in den kommenden Jahren durch den 
demografischen Wandel noch weiter ver-
schärfen. 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) prognostiziert ab dem Jahr 
2020 einen dramatischen Einbruch der 
Zahl der Erwerbstätigen und einen sich 
weiter verschärfenden Mangel an qualifi-
zierten Fachkräften. 

Attraktive Beschäftigungsbedingungen 
schaffen

Der dbb stellt sich jedoch dieser Heraus-
forderung. Denn so sehr sich der Wettbe-
werb um die besten Köpfe auch verschär-
fen mag – es gibt Lösungen: Will man 
den Konkurrenzkampf mit der Privatwirt-
schaft gewinnen, braucht es Beschäfti-
gungsbedingungen, die so attraktiv wie 
möglich gestaltet sind. Und hier muss der 
Blick insbesondere auf die Bedürfnisse 
der jungen Beschäftigten gerichtet wer-
den. Anders wird es nicht möglich sein, 
die Funktionsfähigkeit des öffentlichen 

Dienstes im Bereich der Kommunen und 
des Bundes zukunftsfähig und auf hohem 
Niveau zu erhalten. Eine faire und moti-
vierende Bezahlung gehört ebenso dazu 
wie ein sicherer Arbeitsplatz, verbunden 
mit einer beruflichen Perspektive. 
Deshalb fordert der dbb für die Auszubil-
denden und Schüler 100 Euro Entgelter-
höhung sowie die Übernahme nach er-
folgreich abgeschlossener Ausbildung. 
Bisher nicht tariflich geregelte Ausbil-
dungsverhältnisse sollen tarifiert werden.
Eigentlich nicht zu viel verlangt, sollte 
man meinen, stellt dies doch die Basis 
dar, um auch in Zukunft gut qualifizierte 
Nachwuchskräfte für eine Arbeit im öf-
fentlichen Dienst zu gewinnen. Der dbb 
will auch in dieser Einkommensrunde 
dafür kämpfen, jungen Menschen eine 
Perspektive zu schaffen und gleichzeitig 
so die öffentliche Verwaltung zukunfts-
fest zu machen.
Deshalb will der dbb zusätzlich den Ur-
laubsansproch auf 30 Tage erhöhen und 
die Regelungen zur Kostenübernahme 
beim Besuch auswärtiger Berufsschulen 
verbessern.
Jedoch nicht nur die Gewerkschaften 
müssen für Verbesserungen der Rahmen-
bedingungen kämpfen. Der Staat muss 
in Sachen Rekrutierung seine Hausaufga-
ben machen und für bessere berufliche 
Perspektiven sorgen. Mit Befristungsket-
ten können weder berufliche noch private 
Perspektiven geschaffen werden.

Zeigen, wo es lang geht!

Neben den Verhandlungsrunden wird es 
in der kommenden Auseinandersetzung 
darum gehen, auch auf der Straße Flagge 
zu zeigen. Nur wenn es gelingt, die Forde-
rungen am Verhandlungstisch auch vor 
Ort, in den Betrieben, Verwaltungen, Be-
rufsschulen und nicht zuletzt bei den Ak-
tionen des dbb, lautstark zu unterstützen, 
wird es möglich sein, gestärkt in den Ta-
rifverhandlungen zur Einkommensrunde 
aufzutreten. 
Der dbb ist gut gerüstet. Die letzten Jahre 
haben gezeigt, dass sich gemeinsame Ak-
tionen von „Erwachsenenverbänden“ und 
Jugend hervorragend ergänzen. Die Akti-
onsbereitschaft steht und die Motivation 
der jungen Beschäftigten, für ihre Forde-
rungen auf die Straße zu gehen, ist hoch. 
Denn ohne die Unterstützung auf der 
Straße können die Verhandlungen keinen 
Erfolg versprechen. Die Mitglieder haben 
verstanden: Es geht um ihre Belange und 
es geht um die Zukunftsfähigkeit des öf-
fentlichen Dienstes. 
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Am 26. Februar 2018 findet in Potsdam 
der Auftakt für die Verhandlungen zur 
Einkommensrunde 2018 für die Beschäf-
tigten der Mitglieder der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) 
und des Bundes statt. Wie in den vergan-
genen Jahren wird der Termin im We-
sentlichen darin bestehen, dass die Ge-
werkschaftsvertreter ihre Forderungen 
darlegen und begründen und die Arbeit-
geberseite sich darauf beschränken wird 
– wenn überhaupt – Nachfragen zu den 
Forderungen zu stellen. Die Arbeitgeber 
werden sich dann mit dem Hinweis auf 
die nächste Verhandlungsrunde, die bei 
der diesjährigen Einkommensrunde auf 
den 12. und 13. März terminiert ist, zurück-
ziehen, ohne detailliert inhaltlich Stellung 
zu beziehen. Dies kann unterstellt wer-
den, auch wenn zum Zeitpunkt des Re-
daktionsschlusses dieses Beitrags noch 
gar nicht feststand, welcher Politiker als 
neuer oder vielleicht auch alter Innenmi-
nister die Verhandlungen auf Arbeitge-
berseite für den Bund führen wird.

Öffentlichkeit einbinden

Für die Arbeitnehmerseite geht es dann 
darum, in der eigenen Mitgliedschaft und 
vor allem auch in der Öffentlichkeit für 
die eigenen Forderungen zu werben und 
ein hohes Maß an Aufmerksamkeit zu er-
zeugen. Es muss gelingen, auch die Bürger 
des Landes davon zu überzeugen, dass 
die Forderungen der Gewerkschaften zur 
Verbesserung der Situation für die Be-
schäftigten des Bundes und der Kom-
munen angemessen und nachvollziehbar 
sind. Je mehr Verständnis und Unterstüt-
zung in der Öffentlichkeit für die Argu-
mente der Arbeitnehmerseite erzeugt 
werden können, umso größer wird auch 
das positive Echo in den Medien sein, 
die die Verhandlungen begleiten. Wenn 
das gelingt, wird es der Arbeitgeberseite 
umso schwerer fallen, eine inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den Forderun-
gen zu verzögern beziehungsweise diese 
als unrealistisch abzutun.

Große Zeitspanne

Unter anderem bedingt durch die Oster-
ferien, erstrecken sich die vereinbarten 
Verhandlungstermine für die Einkom-

Aufmerksamkeit erzeugen
Aktionen und Arbeitskampf

mensrunde über einen doch recht lan-
gen Zeitraum. Vom Verhandlungsauftakt 
am 26. Februar bis zum avisierten Ende 
mit der dritten Verhandlungsrunde am 
15. / 16. April sind es knapp sieben Wo-
chen. Auf der einen Seite bietet diese 
Terminplanung ausreichend Zeit für die 
Gewerkschaften, um mit vielen öffent-
lichkeitswirksamen Veranstaltungen für 
das eigene Anliegen zu werben. Anderer-
seits besteht darin auch die Gefahr, dass 
durch die großen Zeiträume zwischen 
den Verhandlungsrunden das öffentliche 
Interesse nachlässt und durch andere ta-
gesaktuelle Geschehnisse abgelöst wird. 
Um das zu verhindern, gilt es also aus Ge-
werkschaftssicht, die Spannung sowohl 
in der Öffentlichkeit als auch bei den be-
troffenen Beschäftigten von Bund und 
Kommunen hochzuhalten. 

Unterschiedliche Aktionsformen

Damit das über den gesamten Zeitraum 
der Einkommensrunde gelingt, müssen 
die unterschiedlichsten Aktionsformen 
genutzt werden. Vor allem kurz vor der – 
nach derzeitiger Planung – finalen Runde 
Mitte April werden die Gewerkschaften 
das bewährte Mittel der zentralen Groß-
veranstaltungen in den Metropolen nut-
zen. Dies erzeugt in den überregionalen 
Medien durch die Vielzahl von Kundge-
bungsteilnehmern und Fahnen attraktive 
Bilder und hilft, noch einmal den öffent-
lichen Fokus auf die laufenden Verhand-
lungen und die Forderungen zu richten. 
In den früheren Phasen, besonders zwi-
schen dem Verhandlungsauftakt und der 
zweiten Verhandlungsrunde, wird der 

Schwerpunkt aber eher bei den lokalen 
Aktionen liegen. Dabei sind auch die re-
gionalen und örtlichen Gewerkschafts-
funktionäre aufgerufen, mit kleineren 
und zeitlich beschränkten Demonstrati-
onsformaten die Kollegen vor Ort zu mo-
bilisieren und lokales Interesse zu erzeu-
gen. Insbesondere ist es aus Sicht des 
dbb, der die Einkommensrunden stets 
als ganzheitliche Aufgabe für alle Status-
gruppen begreift, wünschenswert, wenn 
sich auch die beamteten Kollegen aus 
den Dienststellen, beispielsweise wäh-
rend ihrer Mittagspausen, in der Freizeit 
solidarisch an den Maßnahmen beteili-
gen. Zumindest mittelbar, durch die regel-
mäßige Forderung der Übertragung der 
Ergebnisse des Tarifabschlusses auf den 
Beamtenbereich, sind auch sie von der 
Einkommensrunde betroffen.

Vorbereitung für eine mögliche 
Eskalation

Bis zur bislang verabredeten dritten Ver-
handlungsrunde Mitte April werden alle 
begleitenden öffentlichen Maßnahmen 
von den Arbeitnehmern in aller Regel 
im Rahmen von befristeten Streikakti-
onen durchgeführt werden, die höchs-
tens einen Tag andauern. Es kann aber 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden, 
dass nach der dritten Verhandlungsrunde 
kein tragfähiger Kompromiss gefunden 
wurde. Dann müsste eine Eskalation in 
Form eines unbefristeten Streiks erfol-
gen. Auch wenn dieses Szenario für alle 
Beteiligten negative Folgen hätte, müs-
sen die Gewerkschaften darauf vorberei-
tet sein. Erstrebenswerter ist es jedoch, 
die Arbeitgeber vorher zum Einlenken zu 
bewegen, um dies zu vermeiden. Dafür 
muss dann aber während der Verhand-
lungen ausreichend spürbarer Druck auf 
den öffentlichen Straßen und Plätzen er-
zeugt werden. 
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Jeder Beamte hat nach dem Besoldungs-
gesetz einen gesetzlichen Anspruch auf 
Teilhabe an der allgemeinen finanziellen 
und wirtschaftlichen Entwicklung. Dies 
beinhaltet keinen Rechtsanspruch auf 
Gleichbehandlung von Beamten und Ta-
rifbeschäftigten im Hinblick auf die Erhö-
hung der Bezüge, jedoch sind die Tarifan-
passungen ein wichtiges Kriterium bei der 
Beurteilung, ob die gewährte Besoldung 
amtsangemessen ausgestaltet ist. Auch 
ist es ein Gebot des ordentlichen und fai-
ren Umgangs mit allen Mitarbeitern, diese 
in gleicher Weise an der wirtschaftlichen 
Entwicklung teilhaben zu lassen und nie-
manden einseitig zu benachteiligen.
Durch die seit September 2006 eigenstän-
digen Besoldungsrunden in Bund und Län-
dern – und der unterschiedlichen Übertra-
gung des jeweiligen Tarifergebnisses auf 
die Beamten des Bundes und der Länder 
(und damit auch der Kommunen) ist es zu 
einer deutlichen Auseinanderentwicklung 
des Besoldungsgefüges und zu einseitig 
belastenden Maßnahmen zum Nachteil 
der beamteten Kollegen (Stichworte: Ar-
beitszeit und Sonderzahlung) gekommen.
Für die Arbeits- und Dienstfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes ist es unabdingbar, 
annähernd vergleichbare Einkommensbe-
dingungen in Bund, Ländern und Kommu-
nen zu schaffen, um damit überall einen 
gut funktionierenden öffentlichen Dienst 
zu gewährleisten.

Einkommensrunde 2016 / 2017  
im Bundesbereich

Der öffentliche Dienst leistet mit seinen 
Beamten sowie Tarifbeschäftigten täglich 
rund um die Uhr qualitativ hochwertige 

Anspruch auf Teilhabe an der positiven 
Wirtschaftsentwicklung

Beamte des Bundes

und einzigartige Dienstleistungen für die 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Dies wird im Bundes- und Kommu-
nalbereich deutlich bei den im Fokus 
stehenden Bereichen der Flüchtlingsauf-
nahme, bei Sicherheit, Justiz, Wirtschaft 
und Finanzen, soziale Sicherung, Gesund-
heit, Ernährung, Umwelt und Technologie 
– um einige zu nennen. Hier trägt der öf-
fentliche Dienst entscheidend dazu bei, 
das Gemeinwesen dauerhaft – auch und 
gerade in Krisenzeiten – funktions- und 
leistungsfähig zu halten und für die Bür-
ger zu gewährleisten.
Allein der Bund ist mit seinen über 
500.000 Beschäftigten einer der größten 
„Einzelarbeitgeber“ in der Bundesrepu-
blik. Damit steht er gesamtgesellschaft-
lich und tatsächlich in einer besonde-
ren Verantwortung für sachgerechte und  
attraktive Beschäftigungsbedingungen. 
Der Umgang mit den Beamten im Bund 
hat faktisch Vorbildcharakter. Dieser Ver-
pflichtung kommt der Dienstherr bislang 
durch die überwiegend zeit- und inhalts-
gleiche Übertragung des Tarifergebnis-
ses unter Berücksichtigung der beamten-
rechtlichen Besonderheiten in den letzten 
Jahren nach. Neben der Gestaltung der 
Einkommensbedingungen erhalten – ge-
rade in Zeiten des demografischen Wan-
dels – Personalentwicklungsmaßnahmen, 
zum Beispiel durch Schaffung von Auf-
stiegsmöglichkeiten, eine herausgeho-
bene Bedeutung.

Zentrale Grundanliegen 

Die Forderungen der Beamten sind:
- eine angemessene Besoldung unter Be-

rücksichtigung des vorhandenen und 

prognostizierten Wirtschaftswachs-
tums sowie der tatsächlichen und zu 
erwartenden Preissteigerungen

- ein systematischer Ausbau einer trans-
parent gestalteten, langfristig angeleg-
ten Personalentwicklung

- eine deutliche und nachhaltige Ver-
besserung der Personalsituation durch 
notwendige Personalgewinnung und 
attraktive Anwärterbezüge

- eine Anpassung der Besoldungsele-
mente für besondere Belastungen an 
die tatsächlichen Verhältnisse 

- eine gute Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf

Besoldungsentwicklung im Bund  
von 2010 bis 2017

Im Bundesbereich gelang es, die linea-
ren Anpassungen der Tarifabschlüsse 
unter Beachtung der spezifischen Be-
sonderheiten durch die Verabschiedung 
entsprechender Bundesbesoldungs- und 
-versorgungsanpassungsgesetze auf die 
Beamten zu übertragen und damit ein 
Auseinanderdriften der Beschäftigten-
gruppen zu verhindern.
So erhielten alle Tarifbeschäftigten und 
Beamten in den Jahren 2016 / 2017 unter 
Einbeziehung der gesetzlichen Regelung 
zur Versorgungsrücklage (einmalige Ver-
ringerung der Linearanpassung um 0,2 
Prozentpunkte) zum 1. März 2016 eine Be-
soldungserhöhung von 2,2 Prozent sowie 
eine weitere Erhöhung um 2,35 Prozent 
ab 1. Februar 2017.

Besoldungsentwicklung in den 
Ländern von 2010 bis 2017

Demgegenüber haben die Länder ihre Be-
soldungsgesetzgebungskompetenz dazu 
genutzt, in zahlreichen Varianten von 
den Tarifabschlüssen der Länder abzu-
weichen.
Nachdem in den Jahren 2009 und 2010 
noch eine relativ einheitliche Linie der Be-
soldungsanpassungen (Ausnahme: Land 
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Berlin) zu verzeichnen war, wurde der Ta-
rifabschluss für die Jahre 2011 und 2012 
nur noch von der Hälfte der Länder Eins 
zu Eins übertragen, während die übrigen 
Länder unterschiedliche Abstriche vor-
nahmen. 
Diese Abkopplungstendenzen wurden bei 
der Tarifrunde 2013 / 2014 aufgegriffen 
und führten dazu, dass nur noch der Frei-
staat Bayern und die Freie und Hanse-
stadt Hamburg den Tarifabschluss Eins 
zu Eins übernahmen. Alle übrigen Länder 
nahmen Abstriche in Form von zeitlichen 
Verschiebungen, Staffelungen nach Be-
soldungsgruppen oder sogar Nullrunden 
– für einzelne Besoldungsgruppen – vor.
Gleiches gilt für die Tarifrunde 2014 und 
2015, bei der nur die Freistaaten Bayern 
und Sachsen, die Freie und Hansestadt 
Hamburg sowie das Land Rheinland-Pfalz 
den Tarifabschluss inhaltlich und wir-
kungsgleich auf die Beamten übertrugen. 
Die übrigen Bundesländer nutzten dage-
gen weiterhin die für sie finanziell günsti-
geren Instrumente der Verschiebung be-
ziehungsweise der zeitlichen Staffelung 
der Besoldungsanpassung oder „verzich-
teten“ ganz auf eine Anpassung, wie im 
Land Hessen.
Vermutlich erst durch die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zur so ge-
nannten A- und R-Besoldung im Jahr 2015 
konnte der vermehrt um sich greifende 
Trend der Verschiebung oder völligen Ab-
koppelung sowie zur Staffelung nach Be-
soldungsgruppen gestoppt werden. Ver-
stärkt wurde dies noch durch weitere 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Jahr 2017 zur Verfas-
sungswidrigkeit der verspäteten Anpas-
sung der „höheren“ Besoldungsgruppen 
im Rahmen der „Ost- an die Westbesol-
dung“. 
Dies veranlasste die überwiegende An-
zahl der Länder, den Tarifabschluss so-
wohl der Höhe als auch dem Zeitpunkt 
nach auf die Beamten der Länder und 
Kommunen wirkungsgleich zu übertra-
gen. Damit konnte zumindest dem weite-

ren Auseinanderdriften der Höhe der Be-
soldung entgegengewirkt werden, ohne 
dass die im vergangenen Jahrzehnt von 
den Beamten erbrachten Einsparungen 
auch nur annähernd wieder ausgeglichen 
wurden.

Übernahme des Tarifabschlusses 
notwendig

Der Bundesbereich darf und kann sich bei 
der anstehenden Tarif- und Besoldungs-
runde nicht ausruhen.
Vielmehr gilt es – angesichts der guten 
konjunkturellen Lage, der demografi-
schem Entwicklung und der gestiegenen 
Anforderungen – seinen Beamten min-
destens eine angemessene Teilhabe an 
der wirtschaftlichen und finanziellen Ent-
wicklung zu ermöglichen, um damit als 
Dienstherr attraktiv zu bleiben.
Dies ist dem Bund angesichts der gerin-
gen Personalausgaben unproblematisch 
möglich.
Auch muss ihm daran gelegen sein, eine 
langfristige Personalentwicklung einzu-
leiten, um den bestehenden und sich ab-
zeichnenden größer werdenden Personal-
problemen spätestens jetzt wirkungsvoll 
zu begegnen. In den kommenden 15 Jah-
ren scheiden 1,5 Millionen Beschäftigte al-
tersbedingt aus dem öffentlichen Dienst 
aus. Trotz erwartbarer und angekündig-
ter Neueinstellungen wird eine gewal-
tige Personallücke entstehen, die sich bei 
weiterer Untätigkeit der Dienstherren auf 
700.000 Mitarbeiter erhöhen würde.
Immer weniger Beamte müssen immer 
mehr leisten. Seit 1990 sind über 200.000 
Stellen im Bundesbereich weggefallen. 
Zudem sank allein im Bereich der Beam-
ten, Richter und Soldaten die Zahl der 
Vollzeitbeschäftigten um circa elf Pro-
zent. Gleichzeitig nahm die Zahl der Teil-
zeitbeschäftigten signifikant zu.
Die immense Arbeitsverdichtung ist für 
die vorhandenen Mitarbeiter auf Dauer 
nicht zumutbar. Für diese wurden noch 
nicht einmal ausreichende Entwick-

lungschancen geschaffen. Daher muss 
die Personalentwicklung systematisch 
ausgebaut, transparent gestaltet und 
langfristig angelegt werden. Dem Aus-
bau von Beförderungsmöglichkeiten und 
der Flexibilisierung des Laufbahnrechts 
kommt dabei eine zentrale Bedeutung 
zu, um die in den vergangenen Jahren 
immer weiter geöffnete Schere zwischen 
der Stellensituation und den tatsächlich 
wahrgenommenen Funktionen zu schlie-
ßen. 
Zudem sind zur Personalgewinnung 
und Deckung des Bedarfs an qualifizier-
ten Fachkräften eine Reihe von Impul-
sen nötig. Die deutliche und nachhaltige 
Verbesserung der Einkommenssituation 
der Anwärter und die Abgabe von Über-
nahmegarantien bei erfolgreicher Lauf-
bahnprüfung wären wichtige und rich-
tige Signale.

Fazit

Eine deutliche Linearanpassung in der 
Größenordnung eines mehr als doppel-
ten Inflationsausgleichs ist notwendig:
- zur Teilhabe an der finanziellen und 

wirtschaftlichen Entwicklung
- zur Anerkennung der täglichen Leistun-

gen der Beamten
- zur Steigerung der Attraktivität des öf-

fentlichen Dienstes im Vergleich zur 
freien Wirtschaft für vorhandene und 
zukünftige Beamte sowie Anwärter

- zur Bewältigung der Folgen des demo-
grafischen Wandels

Zudem bedarf es: 
- einer deutlichen Anhebung der Anwär-

terbezüge
- einer Erhöhung des Budgets für leis-

tungsbezogene Besoldung
- einer Absenkung der wöchentlichen 

Arbeitszeit ohne zusätzliche Belastung 
der Bundesbeamten 

- der Schaffung von ausreichenden Per-
sonalentwicklungsmöglichkeiten 
sowie des bedarfs- und zukunftsorien-
tierten Personalzuwachses 
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Interview mit dem dbb-Bundesvorsit-
zenden, Ulrich Silberbach, dem Fachvor-
stand Tarifpolitik, Volker Geyer, sowie 
dem Zweiten Vorsitzenden und Fachvor-
stand Beamtenpolitik, Friedhelm Schä-
fer, zur Einkommensrunde 2018:

dbb SPEZIAL: Diese Frage muss am An-
fang stehen: Warum führen wir dieses In-
terview gleich mit drei dbb-Protagonis-
ten und was soll anders als bisher laufen?

Ulrich Silberbach: Das ist gar nicht schwer 
zu beantworten. Die großen Einkom-
mensrunden, also die mit Bund und Kom-
munen einerseits und die mit den Län-
dern andererseits, sind sehr umfängliche 
Herausforderungen. Nahezu die ganze 
Organisation ist betroffen. Inhaltlich und 
logistisch. Da macht es Sinn, die anste-
henden Aufgaben arbeitsteilig zu erle-
digen. Und um die nächste Frage gleich 
vorweg zu beantworten: Dass wir uns 
entschieden haben, dass der dbb-Bundes-
vorsitzende als Verhandlungsführer nach 
Potsdam geht, hat nichts mit Richtungs-
streitigkeiten oder mit Egotrips oder 
sonstigen Rivalitäten zu tun. Volker und 

„Wollen wir motivierte Fachkräfte 
 oder wollen wir befristete Aushilfen?“

ich haben uns direkt nach dem Gewerk-
schaftstag ausgetauscht, gemerkt, dass 
wir das Gleiche wollen, und dass wir noch 
mehr dbb-Kraft in diese Einkommensrun-
den stecken wollen.

Volker Geyer: Sie haben auch gefragt, 
was „anders als bisher“ sein soll. Natür-
lich soll nicht alles anders sein. Wie sollte 
das gehen? Außerdem haben unsere Vor-
gänger hier gute Arbeit geleistet. Auf der 
anderen Seite werden die Herausforde-
rungen nicht geringer. Wir erleben aktu-
ell, dass der öffentliche Dienst mehr denn 
je gebraucht wird und gleichzeitig eine 
konkurrenzfähige Bezahlung der nötigen 
Fachkräfte immer schwieriger wird. Dass 
wir von unserem Gewerkschaftstag im 
November 2017 bis heute noch nicht all 
das erarbeiten konnten, was wir uns vor-
genommen haben, ist wohl klar. Gleich-
wohl wollen wir in den nächsten Jahren 
neue Akzente setzen – zu dritt und mit 
der ganzen Organisation!

dbb SPEZIAL: Die nunmehr geforderten 
6 Prozent für die Einkommensrunde stel-
len allerdings nicht wirklich etwas Neues 

Ulrich Silberbach, Volker Geyer und Friedhelm Schäfer dar. Deshalb unsere Frage: Es ist klar, 
dass Sie in den drei vereinbarten Potsda-
mer Verhandlungsrunden möglichst viel 
von Ihren Forderungen umsetzen wol-
len. Welche Aspekte sind Ihnen daneben 
noch wichtig? Die Frage geht an alle drei.

Friedhelm Schäfer: Kurz und knapp: Mir 
liegt daran, dass wir unser Credo, wonach 
wir die Einkommensrunden ganzheitlich 
führen, also für Arbeitnehmer und – was 
den linearen Abschluss angeht – auch für 
Beamte, mit mehr Leben füllen. Dabei 
habe ich nicht nur die aktuelle Einkom-
mensrunde im Blick, sondern auch die im 
nächsten Jahr mit den Ländern. Hier sind 
Unwuchten entstanden, die längst nichts 
mehr mit konstruktiver föderaler Konkur-
renz zu tun haben, sondern nur noch mit 
einer ideenlosen Verwaltung der Haus-
halte. Die Zukunft wird so ganz sicher 
nicht gewonnen. Ich will die Beamten, 
mehr noch als bisher, dafür interessieren, 
sich einzumischen.  

Volker Geyer: Hier will ich anknüpfen und 
zwei Dinge dabei in den Fokus stellen: Un-
sere Aktionsfähigkeit ist gut, gemeinsam 
können wir jedoch noch mehr. Und ge-
meinsam werden wir auch vor neue Auf-
gaben gestellt, die neue Antworten brau-
chen. Neben der klassischen Aktionszeit 
während der Einkommensrunden müs-
sen wir auch verstärkt versuchen, mit 
langfristig angelegten Aktionen die Po-
litik zu beeinflussen. Streik und Demons-
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vier Monate die Schulen, Krankenhäuser 
oder Bürgerämter und schauen, ob das 
auch so lange gut geht. Zugegeben, mein 
Vergleich ist etwas vereinfachend, aber 
er zeigt die Richtung an, in die es gehen 
muss. Wir diskutieren in Deutschland, ge-
rade in Wahlkampfzeiten, was wir alles 
gerne hätten. Wir meiden aber die Dis-
kussion darüber, wie wir das tatsächlich 
bewerkstelligen können. Hierbei geht es 
nicht allein um Geld, hier geht es auch 
um Struktur. Verbeamtungen muss eine 
ordnungspolitische Idee zugrundeliegen. 
Haushaltspolitische Überlegungen oder 
gar ideologische Frontstellungen dürfen 
dabei keine Rolle spielen. Vergleichbares 
gilt auch für die Entscheidung, öffentli-
ches Eigentum zu privatisieren.

dbb SPEZIAL: Zurück zu den Niederungen 
einer Einkommensrunde. Nervt die Mit-
glieder nicht mittlerweile dieses Ritual, 
dass die Gewerkschaften immer etwa 
das Doppelte von dem fordern, was am 
Ende herauskommt? Gibt es hierzu keine 
Alternativen?

Volker Geyer: Das ist aus meiner Sicht 
ein unpolitischer Ansatz. Wir knobeln un-
sere Forderung ja nicht aus. Auch den Re-
chenschieber benutzen wir nicht. Tarif-
verhandlungen sind stets eine Mischung 
aus Sach- und Machtargumenten und das 
in nicht festgelegter Zusammensetzung. 
Die Forderung ist Ausdruck – ein realisti-
scher Ausdruck, wie ich meine – der Er-

wartungen von etwa 1,6 Millionen direkt 
oder indirekt betroffenen Beschäftigten 
im Bereich des TVöD. 

Friedhelm Schäfer: Zunächst einmal ist 
es leicht, über Rituale zu schimpfen, viel 
schwerer ist es, sie zu ersetzen. Für mich 
ist eine Einkommensforderung zunächst 
die Basis unseres Handelns in der Einkom-
mensrunde. Und natürlich wollen wir so 
viel wie möglich davon durchsetzen, weil 
alle Kollegen im öffentlichen Dienst ihr 
Geld einfach wert sind. Außerdem ist die 
Forderung, auch dann, wenn wir sie nur 
teilweise durchsetzen, ein selbstbewuss-
tes Statement zu dem Wert, den die Arbeit 
von Tarifbeschäftigten und Beamten hat. 

dbb SPEZIAL: Rechnet der dbb mit einer 
Schlichtung?

Ulrich Silberbach: Darüber zu spekulie-
ren, macht keinen Sinn. Das ist anders als 
im Fußball, wo sich vielleicht eine Mann-
schaft mit einer Mauertaktik in die Ver-
längerung oder ins Elfmeterschießen ret-
ten will. Wir sind abschlussorientiert. Wir 
verhandeln jetzt mit Bund und Kommu-
nen. Der Bund hat 2017 einen Überschuss 
von 3,1 Milliarden in den Kassen gehabt 
und die Kommunen haben im Jahr 2017 
sogar 9,8 Milliarden Euro mehr einge-
nommen als ausgegeben. Da fehlt mir 
jetzt die Fantasie, mir vorzustellen, wie 
diese Arbeitgeber uns in Potsdam vor-
jammern wollen, es gebe keine Vertei-

tration sind klassische gewerkschaftliche 
Instrumente, aber wenn wir unsere Ziele 
in der Politik durchsetzen wollen, müssen 
wir unseren Instrumentenkasten erwei-
tern. Dazu gehört als zweites mehr ge-
genseitiges Wissen von dem, was wir wol-
len, was wir können und ehrlicherweise 
auch von dem, was wir – noch – verbes-
sern können. Hier meine ich konkret den 
Austausch und die Kommunikation zwi-
schen dem dbb als Tarifdach und unseren 
Fachgewerkschaften.

dbb SPEZIAL: Bleibt da für den Vorsitzen-
den überhaupt noch etwas zu ergänzen?

Ulrich Silberbach: (lacht) Ich hoffe, es wird 
deutlich, dass das, was wir jetzt jeweils 
betonen, zusammengehört und auch 
nur zusammen geschafft werden kann. 
Volker sprach gerade von der internen 
Kommunikation. Mir liegt daneben auch 
die externe Kommunikation am Herzen. 
Ich ärgere mich immer, wenn entweder 
über die tollen Leistungen des öffentli-
chen Dienstes in unserem Land gespro-
chen wird oder aber über die hohen Be-
lastungen, die unsere Tarifforderungen 
vermeintlich darstellen, oder aber wenn 
das dumme Wort von der Pensionslast 
fällt. Die Dinge gehören zusammen. Ge-
rade während einer Einkommensrunde. 
Sehen Sie, jetzt haben wir seit mehr als 
vier Monaten keine wirklich handlungsfä-
hige Bundesregierung und das Land funk-
tioniert trotzdem. Schließen Sie mal für 
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lungsspielräume. Schließlich ist ein guter 
Einkommensabschluss kein Geschenk, 
sondern eine Investition. 

Volker Geyer: Als diese Zahlen rauskamen, 
titelte der Berliner Tagesspiegel Mitte Ja-
nuar „Staat mit größtem Überschuss seit 
Jahrzehnten“. Es geht jetzt nicht darum, 
einfach nur „ein Stück vom Kuchen“ abzu-
bekommen, sondern darum, den öffent-
lichen Dienst, der in den letzten Jahren 
enorme Einsparungen erlitten hat, wie-
der fit zu machen. Das meint ordentli-
che Schulgebäude genauso wie ordentli-
che Einkommen und natürlich ordentliche 
Perspektiven für den beruflichen Nach-
wuchs. Da tun sich die öffentlichen Arbeit-
geber aus unerfindlichen Gründen beson-
ders schwer. Die Übernahme fordern wir 
seit Jahren. Wichtig ist aber auch, dass das 
Befristungsunwesen endlich auf das Maß 
zurückgeschraubt wird, für das das In- 
strument früher einmal gedacht war. 
Sonst sehen wir die jungen Leute bald nur 
noch von hinten. 

dbb SPEZIAL: Sehen wir dafür demnächst 
Beamte im Streik? Wie werten Sie die 
Diskussion während der Anhörung vor 
dem Karlsruher Bundesverfassungsge-
richt Mitte Januar, Kollege Schäfer?

Friedhelm Schäfer: Ich bin vorsichtig op-
timistisch, dass die Vernunft in Karlsruhe 

siegen wird. Als konkrete Antwort auf 
Ihre Frage: Wir sehen nach der erwähnten 
Anhörung gute Chancen, dass das Beam-
tentum nicht mit Hilfe des trojanischen 
Pferdes „Streikrecht“ ad absurdum ge-
führt und anschließend abgeschafft wird. 
Ergänzend und in aller Klarheit füge ich 
hinzu: Wir wollen auch kein Streikrecht 
für Beamte. Letztlich jedoch hat die Dis-
kussion in Karlsruhe gezeigt, dass es viel 
zu tun gibt, um die Vorteile, die ein funk-
tionierendes und stringent vom Staat ge-
nutztes Beamtentum hat, wieder stärker 
in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu 
bringen. Ein Beamtentum nach Kassen-
lage ist unseriös und wenig hilfreich. Was 
wir in Zukunft brauchen, ist eine klare 
Orientierung am Status und nicht an der 
Funktion. Anders gesagt: Auch ein Poli-
zist, der gerade im Innendienst tätig ist 
und dort nicht jede Sekunde hoheitlich 
agiert, kann in dieser Zeit nicht mal eben 
streiken. „Ein bisschen Streik geht nicht“, 
hat Uli in Karlsruhe zu Recht gesagt.

Ulrich Silberbach: Das heißt nicht, dass 
wir der Politik nicht deutlich machen wer-
den, dass wir als dbb die zeit- und inhalts-
gleiche Übertragung der linearen Kom-
ponenten des Abschlusses von Potsdam 
selbstverständlich auch für die Beamten 
wollen. Dafür werden auch unsere Bun-
desbeamten in diesem Frühjahr auf die 
Straße gehen.

dbb SPEZIAL: Abschlussstatement von 
allen dreien: 6 Prozent sind gut begrün-
det, ...

Ulrich Silberbach: … weil es das Minimum 
von dem darstellt, was wir im öffentli-
chen Dienst wert sind. Von der Bewälti-
gung der so genannten Flüchtlingskrise 
bis hin zur Schaffung der in Europa ein-
zigartigen wirtschaftlichen Erfolge geht 
ohne unseren öffentlichen Dienst gar nix. 
Das hat seinen Preis!

Friedhelm Schäfer: … und weil wir im öf-
fentlichen Dienst zu oft vertröstet wer-
den und bei vergleichbaren Leistungen 
und vergleichbaren Berufsbildern oftmals 
deutlich hinter der Privatwirtschaft her-
hinken. Das gilt für beide Statusgruppen.

Volker Geyer: … weil schließlich auch 
immer mehr Arbeitgeber merken, dass 
sie ihre Konkurrenzfähigkeit und Zukunft 
verspielen. Jetzt und in den nächsten Jah-
ren wird es darum gehen, die sich spürbar 
verändernden Anforderungen an den öf-
fentlichen Dienst zu steuern und ihnen 
nicht nur hinterher zu laufen. Zugespitzt 
formuliert: Wollen wir einen guten öf-
fentlichen Dienst oder einen billigen? 
Wollen wir motivierte Fachkräfte oder 
wollen wir befristete Aushilfen? Und wol-
len wir also gestalten oder abwickeln? 
Unsere Antworten sind klar! 
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Auch in diesem Jahr hat der dbb Branchen-
tage durchgeführt, bei denen die Kollegen 
wieder engagiert über ihre Erwartungen 
an die anstehenden Verhandlungen dis-
kutierten. „Die Branchentage sind mittler-
weile eine bewährte Institution. Für mich 
waren sie Neuland und ich bin sehr beein-
druckt von der Diskussionsfreudigkeit un-
serer Mitglieder“, resümiert dbb-Tarifchef 
Volker Geyer.

Straßenmeistereien

Kollegen des VDStra., der Fachgewerk-
schaft der Straßen- und Verkehrsbeschäf-
tigten, diskutierten am 16. Januar 2018 
in Solingen, am 19. Januar 2018 in La-
walde bei Görlitz und am 1. Februar 2018 
in Kirchheim / Teck. Die Forderung von 
Hermann-Josef Siebigteroth, Bundesvor-
sitzender des VDStra., nach einer Gefah-
renzulage fand viel Zustimmung. Der dbb 
Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach er-
klärte: „Straßenwärter arbeiten oft am Be-
lastungslimit, was Lärm, Abgase und Wet-
ter angeht, und riskieren immer wieder für 
unser aller Sicherheit ihr Leben. Dafür ver-
dienen sie unseren Respekt und eine an-
gemessene Bezahlung.“ Als weitere wich-
tige Themen benannten die Kollegen eine 
soziale Komponente bei der Einkommens-
entwicklung und die Angleichung der Ar-
beitszeit in den östlichen Bundesländern.

Kommunale Branchentage

Kommunale Beschäftige trafen sich am  
17. Januar 2018 im Bonner Stadthaus und 

Engagierte Diskussionen
dbb Branchentage

am 30. Januar 2018 im Feuerwehrausbil-
dungszentrum Lemgo. Der komba-Chef 
und Stellvertretende Vorsitzende der dbb 
Bundestarifkommission (BTK) Andreas  
Hemsing erklärte in Bonn: „Die Aufnahme 
und Versorgung von Menschen auf der 
Flucht wären beispielsweise ohne den 
besonderen Einsatz der Kolleginnen und 
Kollegen – oft weit über die eigentlichen 
dienstlichen Pflichten hinaus – nicht mög-
lich gewesen. Das verdient Anerkennung, 
und zwar nicht nur in Sonntagsreden, son-
dern auch ganz praktisch in Form von an-
gemessenen Gehältern und ordentlichen 
Arbeitsbedingungen.“

Bundesverwaltungsamt und 
Bundeswehrverwaltung

Volker Geyer erklärte am 18. Januar 2018 
im Bundesverwaltungsamt in Köln, dass 
Beamte und Angestellte ein Signal der 
Wertschätzung erwarteten. In befristeten 
Arbeitsverträgen könne sich Anerkennung 
aber nicht ausdrücken. Der Bundesvorsit-
zende des Verbands der Beschäftigten der 
oberen und obersten Bundesbehörden 
(VBOB) Hartwig Schmitt-Königsberg lobte 
die hohe Flexibilität der Kollegen.
Am Flughafen Köln-Wahn diskutierten Ar-
beitnehmer und Beamte der Bundeswehr 
am 5. Februar 2018. „Wir kennen unse-
ren Wert“, machte Herbert Schug, Bundes-
vorsitzender des Verbands der Arbeitneh-
mer der Bundeswehr (VAB), deutlich. „Wir 
sind die starke Truppe hinter der Truppe.“ 
Wolfram Kamm, Bundesvorsitzender des 
Verbands der Beamten der Bundeswehr 

(VBB), begrüßte die bereits vom amtie-
renden Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière gegebene Zusage, das Tarifergeb-
nis auf die Bundesbeamten zu übertragen. 

Psychiatrie, Jobcenter und Nahverkehr

Am 1. Februar 2018 diskutierte Volker 
Geyer mit Beschäftigten der Psychiatri-
schen Klinik Lüneburg, die die GeNi (Ge-
werkschaft für das Gesundheitswesen) 
eingeladen hatte. „Das Gesundheitswesen 
ist ein Bereich, in dem die Beschäftigten 
einen immensen Mehrwert für die Gesell-
schaft schaffen. Sie tun dies oft am Rande 
ihrer Leistungsfähigkeit und manchmal 
sogar darüber hinaus. Der Wert dieser Ar-
beit spiegelt sich in keiner Weise in der Be-
zahlung wider“, so Geyer. GeNi-Chef Jens 
Schnepel wies darauf hin, dass offensive 
Gewerkschaftspolitik starke Mitglieder-
zahlen braucht.
Am 5. Februar 2018 diskutierte Andreas 
Hemsing in Frechen mit Jobcenter-Be-
schäftigten aus komba, vbba – Gewerk-
schaft Arbeit und Soziales und GdS - Ge-
werkschaft der Sozialversicherung. Er 
wies auf das grundsätzliche Problem der 
ungleichen Bezahlung in vielen Jobcen-
tern hin. 
Ebenfalls am 5. Februar 2018 führte Tho-
mas Gelling, Stellvertretender Vorsitzen-
der der dbb BTK, bei der Rheinbahn in 
Düsseldorf aus: „Die Finanzsituation der 
Kommunen hat sich deutlich verbessert. 
Höchste Zeit, auch den Beschäftigten 
reale Einkommenszuwächse zu verschaf-
fen.“ Der Vorsitzende der NahVG Region 
West Heiko Goebel erklärte: „Unser Beruf 
ist in den letzten Jahren kontinuierlich be-
lastender geworden. Es ist unanständig, 
wenn ein Mensch in unserer Branche mit 
seinem Einkommen kaum über die Run-
den kommen kann.“ 

1. Februar, Lüneburg 1. Februar, Kirchheim / Teck 5. Februar, Köln
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Berufsgruppen

Allgemeine Verwaltung

Ein Großteil der Beschäftigten bei Bund 
und Kommunen arbeitet in der allgemei-
nen Verwaltung, also bei Behörden mit 
Aufgaben vom Bevölkerungsschutz über 
Integration bis hin zu Sicherheitsaufga-
ben oder in Kommunalverwaltungen. Ob 
der Arbeitsplatz ein Schreibtisch für die 
Sachbearbeitung ist oder auch mal drau-
ßen liegt, etwa beim Streifengang im be-
zirklichen Ordnungsdienst: Die Verwal-
tung fungiert als moderner Dienstleister. 
Die Ansprüche von Bürgern und der Wirt-
schaft an ihre Dienstleistungen sind stän-
dig gestiegen, getrieben auch durch die 
technischen und kommunikativen Mög-
lichkeiten von Smartphone und Internet. 
Dem zeigen sich zwar die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes durchaus ge-
wachsen, um mit Ehrgeiz und individu-
eller Befähigung qualitativ hochwertige 
Arbeit abzuliefern. Jedoch haben die po-

Bedeutung für einzelne Bereiche

litisch Verantwortlichen lange Zeit die 
dafür erforderlichen personellen und 
sächlichen Grundlagen sträflich vernach-
lässigt: Jahrelanger Personalabbau führt 
bei aktuell weiter anwachsenden Aufga-
ben zu Arbeitsverdichtung und Frust, weil 
es auch in der allgemeinen Verwaltung an 
Fachkräften, zeitgemäßen Arbeitsweisen 
und oftmals sogar an der angemessenen 
räumlichen und technischen Infrastruktur 
fehlt. Um das Vertrauen von Bürgern und 
Unternehmen in ihren verlässlich arbei-
tenden öffentlichen Dienst nicht weiter 
zu gefährden, gilt es ihn wertzuschätzen: 
durch mehr Personal, geringere Arbeits-
belastung und verstärkte Bemühungen, 
um Nachwuchs für die weitere Funktions-
fähigkeit der Verwaltung zu gewinnen, 
zu motivieren und damit auch zu halten. 
Gute Arbeit für den öffentlichen Dienst 
muss gerade in Zeiten des weiter um sich 
greifenden Fachkräftemangels attraktiv 
entlohnt werden.

Bundesagentur für Arbeit

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) ist 
der größte Arbeitgeber des öffentlichen 
Dienstes. Mehr als 100.000 Beschäftigte 
arbeiten für die BA, in Tätigkeiten, die 
weit über eine klassische Arbeitslosen-
versicherung hinausgehen. Nur dank der 
BA hat Deutschland im Jahr 2018 nahezu 
Vollbeschäftigung. Tarifrechtlich nimmt 
sie eine Sonderstellung ein. Es gibt einen 
zwischen Gewerkschaften und BA ausge-
handelten Haustarifvertrag, der die dor-
tigen Besonderheiten berücksichtigt. Die 
Anpassung, Neuausrichtung und Weiter-
entwicklung dieses Systems im Sinne der 
Beschäftigten hat sich der dbb auf seine 
Fahnen geschrieben. 
Die Tarifergebnisse der Einkommens-
runde 2018 mit Bund und Kommu-
nen werden auf den TV-BA übertragen. 
Darum sind die Beschäftigten der BA mit 
im Boot, wenn in Potsdam verhandelt 
wird, und wer mit im Boot sitzt, muss 
auch mit auf die Straße, wenn gestreikt 
wird. So einfach ist das. 

Flughäfen

Eine Vielzahl der Verkehrsflughäfen in 
Deutschland ist Mitglied in einem der 
kommunalen Arbeitgeberverbände. Für 
ihre Beschäftigten findet daher grund-
sätzlich der TVöD Anwendung, neben 
dem Allgemeinen Teil der Besondere Teil 
Flughäfen (BT-F). Die Flughafenbeschäf-
tigten, für die die TVöD-Tabelle Anwen-
dung findet, sind unmittelbar von der Ein-
kommensrunde 2018 betroffen. Daneben 
existieren in privatisierten Bereichen an 
Flughäfen verschiedene Tarifverträge, die 
bezüglich der Entgelterhöhungen auf die 
Ergebnisse der Einkommensrunden mit 
den Kommunen verweisen, so dass zahl-
reiche weitere Beschäftigte mittelbar von 
der Einkommensrunde 2018 betroffen 
sein werden. 
Da es sich bei vielen Tätigkeitsfeldern an 
Flughäfen um Bereiche mit starker Ten-
denz zu Liberalisierung und Privatisierung 
handelt, sind die Kollegen an den Flughä-
fen in besonderer Weise belastet. Zu dem 
verstärkten Wettbewerbsdruck mit priva-
ten Anbietern und anderen Flughäfen, der 
sich auch auf das Arbeitsumfeld der Be-
schäftigten auswirkt, kommen vielfältige 
Belastungen durch Schichtarbeit, körper-
lich herausfordernde Arbeit oder auch ge-
sundheitsgefährdende Emissionen.
Die Flughafenbeschäftigten haben es ver-
dient, dass diesen Belastungen die umfas-
sende Wertschätzung des Arbeitgebers 
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gegenübersteht, die nicht zuletzt durch 
deutliche Entgelterhöhungen zum Aus-
druck kommt. Nur so kann qualifiziertes 
Personal dauerhaft gebunden und Nach-
wuchs gewonnen werden.

Krankenhäuser

Die Besonderen Teile Krankenhäuser  
(BT-K) und Pflege- und Betreuungseinrich-
tungen (BT-B) regeln den „Gesundheits-
bereich“ des TVöD. Im BT-K befindet sich 
zudem die so genannte P-Tabelle für den 
Pflegebereich und eine weitere für die 
Ärzte in Krankenhäusern. Die geforderten 
Entgelterhöhungen beziehen sich selbst-
verständlich auch auf diese gesonderten 
Tabellen. 
Im BT-K bleiben die Nachtarbeitszuschläge 
und die Einrechnung von Pausen in die Ar-
beitszeit bei Wechselschicht immer noch 
hinter den Ansprüchen aus dem allgemei-
nen Teil des TVöD zurück. Das ist nicht 
nachzuvollziehen. Eine Angleichung ist 
überfällig. Die Nachwuchsgewinnung für 
diese anspruchsvollen Tätigkeiten wird 
sonst weiter schwierig bleiben.
Ursächlich für die Probleme im Kr-Bereich 
ist eine verfehlte Krankenhauspolitik, die 
aktuell über den Geldbeutel jedes einzel-
nen Krankenpflegers gelöst wird. Kran-
kenhausbudgets und Budgetdeckelung 
stellen völlig unflexible Instrumente zur 
Kostenminderung dar. Die dortigen Be-
schäftigten gehen mittlerweile „auf dem 
Zahnfleisch“. Die Arbeitsbedingungen 
zehren an den Kräften der Beschäftig-
ten und führen letztlich zu einer schlech-
ter werdenden Patientenversorgung. Die 
Arbeitskämpfe der letzten Jahre gerade 
auch im Bereich der Krankenhäuser haben 
gezeigt, dass die Beschäftigten nicht be-
reit sind, auf die berechtigte Teilhabe an 
der wirtschaftlichen Entwicklung zu ver-
zichten. 

Sozial- und Erziehungsdienst

Die Beschäftigten im Sozial- und Erzie-
hungsdienst arbeiten hart für unsere Ge-
sellschaft und engagieren sich täglich, 
damit keiner auf der Strecke bleibt. Be-
schäftigte in der sozialen Arbeit helfen 
zum Beispiel Familien in kritischen Situ-
ationen, beraten Migranten im Asylrecht 
oder helfen bei der Prävention von dro-
hender Obdachlosigkeit. Viele soziale Be-
rufe und Tätigkeitsfelder haben sich im 
Laufe der Zeit gewandelt. Auch die be-
rufliche Belastungssituation für Erzieher 
hat sich in den letzten Jahren weiter ver-
schärft. In den Kitas werden heutzutage 

pädagogische Höchstleistungen erbracht. 
Mit der Umsetzung der Inklusion, dem 
damit verbundenen Qualifizierungsdruck 
und der interdisziplinären Arbeit in alters-
gemischten Gruppen haben sich die bis-
herigen Regeltätigkeiten stark verändert. 
Die Situation spitzt sich mit dem akuten 
Erziehermangel auf dem Arbeitsmarkt zu. 
Allein im Erziehungsdienst fehlen 130.000 
Fachkräfte. Die Diskussion darf allerdings 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt der 
Fachkräftegewinnung geführt werden, 
sondern auch mit Blick auf die notwen-
dige Wertschätzung für das vorhandene 
Personal. Die Arbeit am und für den Men-
schen verdient mehr Wertschätzung.

Straßenwesen

Die gute und solide Infrastruktur in 
Deutschland ist ein wesentlicher Bestand-
teil des Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land. Rückgrat dieser Infrastruktur ist das 
gut ausgebaute Straßennetz in den Kom-
munen, die Landes- und Bundesstraßen 
sowie die Autobahnen. Dabei ist insbe-
sondere der Straßenunterhaltungsdienst 
von großer Bedeutung. Die Kollegen 
schaffen die Voraussetzungen dafür, dass 
Tag für Tag unzählige Menschen sowie 
unzählige Tonnen an Waren sicher und 
pünktlich ihr Ziel erreichen können. Diese 
körperlich belastende und oft gefährliche 
Tätigkeit erfordert stets höchsten Einsatz 
und volle Konzentration – und zwar nicht 
nur im Winterdienst und bei der Beseiti-
gung von Sturmschäden. Auch die alltäg-
liche Arbeit der Kollegen ist mit großen 
körperlichen Herausforderungen und Ge-
fahren durch den Verkehr verbunden. Be-
nötigt werden daher gut ausgebildete und 
motivierte Beschäftigte, die sich diesen 
Herausforderungen andauernd stellen – 
und zwar auch in der erforderlichen Per-
sonalstärke. Damit man für diesen Bereich 
Nachwuchs gewinnen und vorhandene 
Kollegen dauerhaft halten kann, müssen 
die Rahmenbedingungen stimmen – dazu 
zählen insbesondere auch die Höhe und 
die zukünftige Entwicklung des Entgelts. 
Dies ist mit der derzeitigen Situation nicht 
mehr gewährleistet.

Nahverkehr

Einige der landesbezirklichen Tarifver-
träge für den kommunalen Nahverkehr 
enthalten einen Verweis auf das Monats-
tabellenentgelt für den Bereich der Verei-
nigung der kommunalen Arbeitgeberver-
bände (Anlage A zum TVöD-V). Demnach 
verändern sich die Entgelte in den landes-

bezirklichen Tarifverträgen zu demselben 
Zeitpunkt und um denselben Vomhun-
dertsatz, wie sich das jeweils gültige Mo-
natstabellenentgelt der Entgeltgruppe 5 
der Anlage A zum TVöD-V verändert. Auf-
grund eines solchen Verweises wird in 
den Tarifverträgen für den kommunalen 
Nahverkehr in Nordrhein-Westfalen, Hes-
sen, Baden-Württemberg, Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz das Ergebnis der 
Einkommensrunde übernommen und die 
Entgelttabellen entsprechend angepasst. 
Gleiches gilt für die Übernahme von im 
Geltungsbereich des TVöD-V vereinbarten 
Fest- oder Mindestbeträgen beziehungs-
weise Einmalzahlungen. Die Tarifbeschäf-
tigten im kommunalen Nahverkehr sind in 
punkto Entgelterhöhung und -zeitpunkt 
den Beschäftigten im Geltungsbereich 
des TVöD gleichzusetzen. Zudem kön-
nen die Tarifvertragsparteien des TVöD 
weitere nahverkehrsspezifische Regelun-
gen treffen, die in den einzelnen Landes-
bezirkstarifverträgen umgesetzt werden 
müssen. 
Für Tarifverträge im kommunalen Nah-
verkehr, die keinen Verweis auf den TVöD 
enthalten, wie beispielsweise in Berlin 
oder Bayern, finden eigenständige Ent-
gelttarifverhandlungen unabhängig von 
den Tarifverhandlungen für den öffentli-
chen Dienst statt. 

Versorgung und Entsorgung

Zum öffentlichen Dienst gehören auch die 
Bereiche Versorgung und Entsorgung. Die 
Beschäftigten sind unverzichtbar. Denn 
der Strom kommt nicht nur aus der Steck-
dose und die Fernwärme nicht nur aus 
der Leitung, sondern muss auch produ-
ziert werden. Gleiches gilt für die Entsor-
gung. Von alleine leeren sich keine Müll-
tonnen, kehren sich keine Straßen oder 
holt sich der Sperrmüll nicht ab. Das geht 
nur mit und wegen der Kollegen im öf-
fentlichen Dienst. Funktionieren Ver- oder 
Entsorgung nicht, ist der Tumult schnell 
groß. Läuft alles reibungslos, wird dies als 
selbstverständlich abgetan. Zeit, die Be-
schäftigten wieder in den Fokus der Öf-
fentlichkeit zu rücken. Beide Bereiche sind 
direkt von den Tarifverhandlungen zur 
Einkommensrunde 2018 betroffen. Genau 
wie überall gilt hier die Grundregel, dass 
ohne Gewerkschaften und engagierte 
Mitglieder keine Verbesserungen entste-
hen. Von alleine gibt es von den Arbeitge-
bern keine Tariferhöhung. Darum heißt es 
jetzt, gemeinsam Flagge zu zeigen für den 
öffentlichen Dienst, für bessere Entgelte 
und faire Arbeitsbedingungen. 



Der dbb hilft!

Der dbb ist das Dach von 41 Gewerkschaften.
Eine davon ist auch in Ihrer Nähe.

Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten 
kompetente Fachgewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 
Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes und seiner privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in 
tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer 
persönlichen und überzeugenden Ansprache jedes Mitglieds 
schafft auch das nötige Vertrauen in die Durchsetzungskraft 
einer Solidargemeinschaft.

Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonder-
heiten im öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. 
Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren 
schnell und vor Ort über www.dbb.de, über die Flugblätter dbb 
aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles.

Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fach-
gewerkschaft von dbb beamtenbund und tarifunion – es lohnt 
sich!

dbb beamtenbund und tarifunion 
Geschäftsbereich Tarif
Friedrichstraße 169, 10117 Berlin
Telefon: 030. 40 81 - 54 00, Fax: 030. 40 81 - 43 99
E-Mail: tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de

Name

Vorname

Straße

PLZ/Ort

Dienststelle/Betrieb

Beruf

Beschäftigt als:

 Tarifbeschäftigte/r    Azubi, Schüler/in
  Beamter/Beamtin    Anwärter/in
  Rentner/in     Versorgungsempfänger/in

  Ich möchte weitere Informationen über den dbb erhalten.

  Ich möchte mehr Informationen über die für mich 
 zuständige Gewerkschaft erhalten.

  Bitte schicken Sie mir das Antragsformular zur Aufnahme 
 in die für mich zuständige Gewerkschaft.

Unter dem Dach des dbb bieten kompetente Fachgewerkschaften eine starke Interessenvertretung 
und qualifizierten Rechtsschutz. Wir vermitteln Ihnen gern die passende Gewerkschaftsadresse.

dbb beamtenbund und tarifunion, Geschäftsbereich Tarif, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, 
Telefon: 030. 40 81 - 54 00, Fax: 030. 40 81 - 43 99, E-Mail: tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de

Datum / Unterschrift

Bestellung weiterer Informationen

Ich bin mit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung meiner Daten, die zur Erfüllung der Aufga-
ben und Zwecke des dbb und seiner Mitgliedsgewerkschaften notwendig sind, einverstanden.


